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Einladung zur Sitzung des Fachbeirates Eigenbetriebe und kommunale 
Unternehmen am 03.04.2019 in Mainz 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zur nächsten Sitzung des Fachbeirates Eigenbetriebe und kommunale 

Unternehmen laden wir Sie im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des 

Fachbeirates herzlich ein für 

Mittwoch, 3. April 2019, 10:00 Uhr,  

Sitzungssaal der kommunalen Spitzenverbände, 4. OG, 

Deutschhausplatz 1, Mainz. 

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen: 

1. Klärschlammverwertung - Aktuelle Entwicklungen  

(mündliche Berichte) 

2. Straßenausbaubeiträge - Aufschub von Straßenbaumaßnahmen 

(Anlage: BV FB 2019/0002) 

3. Förderung nach Kommunalrichtlinie (Anlage: BV FB 2019/0006) 

4. Umfrage TSM – Ergebnisse (Anlage: BV FB 2019/0007) 

5. Löschwasserversorgung - aktuelles OVG-Urteil 

(Anlage: BV FB 2019/0008) 

6. Installateursverzeichnisse gemäß AVBWasserV 

(Anlage: BV FB 2019/0003) 

7. § 2b UStG - Tax Compliance Management (Anlage: BV FB 2019/0004) 

8. Informationspunkte (Anlage: BV FB 2019/0008) 

9. Verschiedenes 

Mitglieder des  

Fachbeirates Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen 

im Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz 

und Städtetag Rheinland-Pfalz  

 

nachrichtlich: 

 Stellv. Mitglieder des Fachbeirates Eigenbetriebe und kommunale 
Unternehmen 

 Mitglieder des Vorstandes (ohne Anlagen) 
 

Ihre Zeichen 
      

Nachricht vom 
      

Unsere Zeichen 
070-04/TR/nm 

Bearbeiter 
Herr Dr. Rätz 

Telefon-Durchwahl  
(0 61 31) 23 98-127 

Telefax-Durchwahl  
(0 61 31) 23 98-9127 

E-Mail 
traetz@gstbrp.de 

Datum 
26.03.2019 
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Anmeldung bitte nur online unter folgendem Link: 

https://www.umfrageonline.com/s/8ed338e 

Bitte beachten Sie, dass aufgrund der Sanierung des Landtagsgebäudes nur ein Teil der 

Parkplätze im Parkhaus am Deutschhausplatz (Platz der Mainzer Republik 1, 55116 Mainz) zur 

Verfügung steht. Weitere Parkmöglichkeiten finden Sie fußläufig (Parkhaus Rheinufer Peter-

Altmeier-Allee, 55116 Mainz). 

Die Sitzungsunterlagen stehen zusätzlich in „kosDirekt/Leistungen/GStB/ Gremien & 

Sitzungen“ bereit.  

Wir wünschen Ihnen eine gute Anreise nach Mainz. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag:  
 
 
 
Dr. Rätz 

Anlagen 

https://www.umfrageonline.com/s/8ed338e
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Beratungsvorlage FB 2019/0002 

 

Mainz, den 25.03.2019 

TOP 2 - Straßenausbaubeiträge - Aufschub von Straßenbaumaßnahmen 

 

Sachstand: 

Ausgehend von der aktuellen Debatte über eine mögliche Abschaffung der Straßenausbaubeiträge 

beschließen nicht wenige Städte und Gemeinden, geplante Ausbaumaßnahmen zurückzustellen. 

Davon betroffen sind auch eine Vielzahl gemeinsamer Maßnahmen mit den Werken 

(Abwasserbeseitigung und/oder Wasserversorgung). Darunter befinden sich auch Maßnahmen, für 

die die Planungen bereits abgeschlossen ist sowie solche, insbesondere im Bereich der 

Abwasserbeseitigung, die angesichts des Zustands der betreffenden Leitungen alleine aus 

technischen und rechtlichen Gründen nicht beliebig aufgeschoben werden können bzw. dringend 

oder unverzüglich in Angriff zu nehmen sind. Dazu gehören insbesondere Kanalsanierungen in der 

Zustandsklassen 4 und 5 nach ISYBAU (bzw. 1 und 0 nach ATV M 149-3). 

Für die Abwasserwerke und die Wasserversorgungsunternehmen führt dies im Einzelfall zu der 

Frage, ob man die eigenen Maßnahmen ebenfalls aufschieben kann oder sie eben gesondert und 

nicht gemeinsam mit dem Straßenausbau zu erledigen. 

Der Fachbeirat Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen vertritt hierzu folgende Positionen: 

1. Ungeachtet der aktuellen Debatte über die Abschaffung der Straßenausbaubeiträge wird 

angesichts der bekannten Vorteile weiterhin die Durchführung gemeinsamer Maßnahmen 

(Straßenbau/Leitungsnetze) angestrebt, insbesondere: 

 Weniger Verwaltungsaufwand durch nur eine gemeinsame Ausschreibung  

 Senkung der Baukosten in der Gesamtbetrachtung; dies kommt im Ergebnis den Bürgern in 

Form geringerer Beiträge zu Gute. 

 Es wird nur einmal eine Baustelle eingerichtet; kürzere Bauzeiten, geringe Störungen des 

Verkehrs usw.  
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2. Soweit eine Stadt oder Gemeinde einen Straßenausbau, der als gemeinsame Maßnahme geplant 

ist, verschiebt, ist auf Seiten der Werke im Einzelfall zu prüfen und abzuwägen, ob auch die 

Leitungsmaßnahme weiter aufgeschoben werden kann. Dabei sind insbesondere zu 

berücksichtigen: 

 Die rechtlichen Vorgaben, insbesondere des Wasserrechts (Betrieb der Ver-/Entsorgungs-

anlagen nach den a.a.R.d.T.; Anforderungen der EÜVOA usw.) sowie der 

Trinkwasserverordnung; 

 Die Haftungsrisiken bzw. strafrechtlichen Risiken bei Nichteinhaltung der o.g. 

Anforderungen; 

 Die bereits erbrachten Vorleistungen, insbesondere im Bereich Planung und 

Ausschreibung;  

 Die Befristung bzw. deren drohender Verlust beantragter bzw. bereits bewilligter 

Fördermittel Wasserwirtschaft;  

Über das konkrete Vorgehen entscheiden der Leitungsträger bzw. die zuständigen Gremien und 

Organe in eigenem Ermessen und eigener Verantwortung. 

3. Ist vor diesem Hintergrund eine Maßnahme im konkreten Einzelfall nicht (mehr) aufschiebbar, 

muss und wird diese Maßnahme ohne Straßenausbau durchgeführt werden. 

4. Die Wiederherstellung der Straße erfolgt in Form der Naturalrestitution; d.h. sie wird 

grundsätzlich wieder in den vorherigen Ausgangszustand versetzt, ohne eine etwaige 

Verbesserung.   

Es wäre nach KAG nicht zulässig, Kosten für Verbesserung der Straße über Entgelte Abwasser / 

Wasser mit zu finanzieren. 

5. Soweit die Maßnahme eine Kanalleitung betrifft, die auch der Straßenentwässerung dient, muss 

und wird der Eigenbetrieb die entsprechende bzw. vertraglich vereinbarte Kostenbeteiligung 

beim Straßenbaulastträger anfordern. Dies ist alleine deswegen zwingend, weil der Eigenbetrieb 

ansonsten dem kommunalem Straßenbaulastträger die Möglichkeit nehmen würde, 

entsprechende Ausbaubeiträge zu erheben (vgl. Rechnungshof, Kommunalbericht 2016 unter Nr. 

6.4). 

6.  In diesem Zusammenhang stellen die Werke sicher, dass insbesondere die Ortsgemeinden über 

die geplanten Maßnahmen im Einzelnen informiert werden und sie damit Gelegenheit haben, die 

für eine Erhebung von Straßenausbaubeiträgen notwendigen rechtlichen Voraussetzungen zu 

schaffen (Stichwort: "Bauprogramm"). Dies gilt insbesondere bei Sanierung im Inline-Verfahren. 

7. Die Werke weisen die Städte und Gemeinden ausdrücklich auf die Alternative wkB hin. 

 

Beschlussvorschlag: 

Beschluss der o.g. Positionen  
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Beratungsvorlage FB 2019/0006 

 

Mainz, den 13.03.2019 

TOP 3 - Förderung nach Kommunalrichtlinie 

 

Sachstand: 

Die neue Richtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten im kommunalen Umfeld des 

Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit - kurz: „Kommunalrichtlinie“ 

- Umfasst eine Vielzahl von Fördertatbeständen, die auch für die kommunale Ver- und 

Entsorgungsbetriebe zusätzliche Fördermöglichkeiten schaffen. Im Bereich wasserwirtschaftlicher 

Maßnahmen sind diese z.B.  

-       Potenzialstudien 

-       Klärschlammverwertung im Verbund 

-       Erneuerung der Belüftung 

-       Erneuerung von Pumpen und Motoren 

-       Neubau einer Vorklärung und Umstellung der Klärschlammbehandlung auf Faulung 

-       Verfahrenstechnik 

-       Energieeffiziente Aggregate (Einzelkomponenten) in der Trinkwasserversorgung 

-       Systemische Optimierung in der Trinkwasserversorgung 

Die Förderquote beträgt regelmäßig 30% Zuschuss.  

Besonders attraktiv ist, dass diese Mittel in Kombination mit anderen Drittmitteln gewährt werden; 

somit ist Aufstockung der Landesförderung nach den Förderrichtlinien Wasserwirtschaft möglich. 

Es lohnt sich, bei allen anstehenden Maßnahmen die Fördermöglichkeiten nach der neuen 

Kommunalrichtlinie zu prüfen, bevor ein Maßnahmenbeginn vorgenommen wird. 

Die Antragsfenster sind 1. Januar bis 31. März 2019 sowie 1. Juli bis 30 September 2019. 

Die Antragsstellung erfolgt beim Projektträger Jülich über Portal „Easy Online“. 

Bei Interesse steht in der Wasserwirtschaftsabteilung Herr Schreiber zur Verfügung. 

Separate Anlage: Präsentationsunterlagen von Herrn Schreiber, MUEEF. 

Die Kommunalrichtlinie wird auch Thema bei den diesjährigen Werkleiterseminaren sein. 

Beschlussvorschlag: 

Zustimmende Kenntnisnahme 



Förderung von 
kommunalen Klimaschutzmaßnahmen 
in der Wasserwirtschaft

Richtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten 
im kommunalen Umfeld „Kommunalrichtlinie“
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit

Förderrichtlinien der Wasserwirtschaftsverwaltung
Rheinland-Pfalz

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber

Förderkulisse 1

Förderkulisse 2



Maßgebliche Fördergegenstände

Energiemanagement-
systeme

Potenzialstudie/
Energieeffizienzanalyse
DWA A 216

Klärschlammverwertung 
im Verbund

Ressourceneffizienz-
netzwerk

Erneuerung der Belüftung

Erneuerung von Pumpen 
und Motoren

Innovative 
Verfahrenstechnik

Maßnahmen an 
Kläranlagen der GK 1-3
Vorklärung

Maßnahmen an 
Kläranlagen der GK 4-5
Annahme/Weiterverarbeitung

Umstellung von aerobe 
auf anaerobe Behandlung

Vorklärung

Infrastruktur für die 
Faulung

Stickstoff Elimination im 
Schlammwasser

Hocheffiziente 
Verfahrenskombination

Photovoltaik

Wasserkraft

:nur FöriWWV

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber

Trikwasserversorgung Energieeffiziente 
Aggregate

Systemische 
Optimierung



Wichtige Rahmenbedingungen !!

� Die Kumulierbarkeit mit Drittmitteln andere Geber ist nach 
der Kommunalrichtlinie möglich, Drittmittel müssen ausgewiesen werden!

� Der Eigenanteil muss mindestens 15% betragen

� Keine Kumulierbarkeit mit anderen Bundesprogrammen möglich

� Kommunalrichtlinie kennt keine Zulassung vorzeitiger Vorhabenbeginn, 
nur Ausschreibung und Einholung von Angeboten (ohne Zuschlagserteilung)
ist zulässig, heißt: Bewilligung muss abgewartet werden ( ca. 5 Monate)

� Auszahlung < 25.000 EUR erst nach Prüfung Verwendungsnachweis

� Ingenieurdienstleistungen nur LP 8 HOAI förderfähig



Energiemanagementsysteme

Kommunalrichtlinie
Förderung: Implementierung eines Energiemanagements
Kosten externen Dienstleistern zur Unterstützung beim Aufbau und Betrieb eines 
Energiemanagementsystems.
Rahmenbedingungen:

Förderquote: max. 40 Prozent bzw. 65 Prozent für finanzschwache Kommunen
Bewilligungszeitraum: 36 Monate
Erstzertifizierung des Energiemanagementsystems nach DIN EN ISO 50001 
möglich, aber keine Voraussetzung
keine Förderung, wenn bereits die Umsetzung eines Teilkonzepts Liegenschaft 
gefördert oder ein Energiemanagement eingeführt wurde

FÖRIWWV
-------

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Potentialstudie l

Kommunalrichtlinie
Förderung: Fahrplan für Umsetzungsempfehlungen von investiven und 
strategischen Klimaschutzmaßnahmen

Förderquote: max. 50 Prozent bzw. 70 Prozent für finanzschwache Kommunen
Bewilligungszeitraum: 36 Monate

Abwasser: Voraussetzung für Förderschwerpunkt “Abwasserbehandlungsanlagen”

Trinkwasser: Voraussetzung für Förderschwerpunkt  “Systemische Optimierung in 
der Wasserversorgung”

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Potentialstudie Il

Kommunalrichtlinie
Senkung der THG-Emissionen und Energiekosten durch kurz-, mittel- und  
langfristige Maßnahmen
Ziele:
Deckungsquote Energiebedarf Strom/Wärme > 70%
Spez. jährlicher Energiebedarf der Anlage ≤ 23 kWh

Investive Fördermaßnahmen
- Erneuerung der Belüftung
- Erneuerung von Pumpen und Motoren
- Neubau Vorklärung, Umstellung Klärschlammbehandlung auf Faulung
- Verfahrenstechnik

Gleichwertig: Studie nach DWA A 216 mit gleich wertigen Zielen, nicht älter als 2 
Jahre

FÖRIWWV
Studie nach DWA A 216, 70%  bis 10.000 EUR, danach 50%

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Potentialstudie lII

Wie zweckmäßig vorgehen?

Alternative 1: aktuelle Studie DWA A 216 liegt vor, mit PtJ abklären, ob hinreichend 
für Förderung investive Maßnahmen

Alternative 2: Studie DWA A 216 ausschließlich über FÖRIWWV beantragen,
Ausrichtung auf Ziele Kommunalrichtlinie

Alternative 3: Potentialstudie zur Förderung nach Kommunalrichtlinie beantragen,
Bewilligung abwarten (Förderquote 50%)
Parallel Förderantrag und Zustimmung zum vorzeitigen Vorhabenbeginn nach 
FÖRIWW beantragen, Studie erstellen

Förderung nach FÖRIWW kann Fördersatz nach Kommunalrichtlinie um 35%
aufstocken (Mindesteigenanteil muss 15% betragen), wenn gleichwertig mit DWA 
A 216

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Ressourceneffizienznetzwerk 

Kommunalrichtlinie
Aufbau und Betrieb Kommunaler Netzwerke für Energieeffizienz, 
Ressourceneffizienz
Förderung der Gewinnungsphase und Netzwerkphase ( auch unabhängig)

Zuwendungsfähig sind Personalausgaben für das Netzwerkmanagement sowie 
Ausgaben für Fahrten zu Gewinnungsgesprächen vor Ort, Werbematerial zur 
Gewinnung von Netzwerkteilnehmern sowie die Organisation und Durchführung 
einer regionalen Informationsveranstaltung zur Gewinnung von 
Netzwerkteilnehmern.

Förderquote: max. 100 Prozent, max. Zuwendung i. H. v. 3.000 Euro, davon max. 
1.000 Euro für Personalausgaben, Bewilligungszeitraum: 12 Monate

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Klärschlammverwertung im Verbund

Kommunalrichtlinie

Investive Maßnahmen an Abwasseranlagen, die die Schlammverwertung im 
Verbund zum Ziel haben.
Teilnehmende Kläranlagen dürfen höchstens 50 Kilometer Luftlinie von einer 
zentralen Anlage entfernt sein

Die Emissionen des Schlammtransports müssen bei der Antragstellung schlüssig 
abgeschätzt und mit den voraussichtlichen Emissionsminderungen verrechnet 
werden. Die Emissionen dürfen im Ergebnis nicht höher liegen als die erzielbaren 
Emissionsminderungen durch die Kooperation.

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Klärschlammverwertung im Verbund

Kommunalrichtlinie - Unterscheidung

Maßnahmen an Abwasseranlagen der GK IV-V:
Annahme (z.B. Laderampe, Speicher), Weiterverarbeitung (z.B. Trocknung, 
Mischung) und Verwertung (z.B. Anlagen zur Faulung, Verbrennung) des 
Klärschlamms, der im Rahmen eines Verbundkonzeptes von einer Vielzahl kleinere 
KA zur geförderten Anlage transportiert wird

Maßnahmen an Abwasseranlagen der GK I-III:
Neubau von Vorklärbecken (auch Feinstsiebung) an KA der GK I-II, die bei 
bestehenden Plänen der Zusammenarbeit mit anderen Anlagen zur gemeinsamen 
Schlammverwertung eine verfahrenstechnische Umstellung ohne aerobe 
Schlammstabilisierung anstreben

FÖRIWWV
Alle Maßnahmen zur Klärschlammverwertung vor der thermischen Verwertung sind 
nach Maßgabe der Entgeltsbelastung förderfähig

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Erneuerung der Belüftung

Kommunalrichtlinie
Erneuerung und Optimierung der Belüftungstechnik zur Senkung des 
Energiebedarfs an Abwasserbehandlungsanlagen sowie Maßnahmen zur 
Wärmerückgewinnung zur Steigerung der Gesamteffizienz einer 
Abwasserbehandlungsanlage.
- Austausch bestehender Kompressoren (auch Gebläse)
- Anschaffung von Mess-, Steuer- und Regeltechnik
- Verfahrenstechnische Maßnahmen (effiziente Anordnung der Belüftungssysteme, optimierte 

Leitungsführung etc.)
- Umbau der Kompressoren auf die Möglichkeit der Wärmeauskopplung

Voraussetzung : Nachweis der Notwendigkeit in einer Potentialstudie

Förderquote: max. 30 Prozent bzw. 40 Prozent für finanzschwache Kommunen; 
max. Zuwendung: 200.000 Euro, Bewilligungszeitraum: 24 Monate

FÖRIWWV
Alle Maßnahmen sind nach Maßgabe der Entgeltsbelastung förderfähig,
zusätzlich entgeltunabhängig Energiebonus 20% wenn Energieeinsparung > 20%

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Erneuerung von Pumpen und Motoren

Kommunalrichtlinie
Ersatz von wenig effizienten Pumpen und Motoren durch neue, hocheffiziente 
Pumpen und Motoren. Alle Kläranlagen-GK sowie an die Kläranlage 
angeschlossene Abwassernetze, bei denen erhebliche Mengen Energie vor allem 
für die Abwasserpumpen benötigt werden. 
- Austausch bestehender Motoren durch energieeffiziente Motoren IE4
- Austausch bestehender Motoren durch drehzahlgeregelte Motoren IE3
- Austausch bestehender Pumpen durch energieeffiziente Pumpen, EEI< 0,23
- Neu- und Umbaumaßnahmen im Abwassernetz zum Rückbau von Pumpen und Hebewerken

> 25% Energieeinsparung
Voraussetzung : Nachweis der Notwendigkeit in einer Potentialstudie

Förderquote: max. 30 Prozent bzw. 40 Prozent für finanzschwache Kommunen; 
max. Zuwendung: 200.000 Euro, Bewilligungszeitraum: 24 Monate

FÖRIWWV
Alle Maßnahmen sind nach Maßgabe der Entgeltsbelastung förderfähig,
zusätzlich entgeltunabhängig Energiebonus 20% wenn Energieeinsparung > 20%

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Innovative Verfahrenstechnik

Kommunalrichtlinie
Anwendung innovativer, neuer Verfahren der Abwasserreinigung zur Reduktion 
des Energieverbrauchs gegenüber bestehenden Systemen.
- Verfahrenstechnik zur Stickstoffelimination im Schlammwasser
• Leitungen, Pumpen für die Nebenstrecke
• Kontinuierlich betriebene Stickstoffelimination/sequentielle SBR Anlage
- Hocheffiziente Verfahrenskombinationen, 25% Energieeinsparung im belebungsbecken

Voraussetzung : Nachweis der Notwendigkeit in einer Potentialstudie

Förderquote: max. 30 Prozent bzw. 40 Prozent für finanzschwache Kommunen; 
max. Zuwendung: 200.000 Euro, Bewilligungszeitraum: 36 Monate
genannten Ziele zu erreichen

FÖRIWWV
Alle Maßnahmen sind nach Maßgabe der Entgeltsbelastung förderfähig,
zusätzlich entgeltunabhängig Energiebonus 20% wenn Energieeinsparung > 20%

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Umstellung auf anaerobe Klärschlammbehandlung

Kommunalrichtlinie
Umstellung von aerober zu anaerober Klärschlammbehandlung durch Faulung 
mit dem Ziel der Methangewinnung zur Energieproduktion für alle Kläranlagen- GK.
• keine Klärschlammfaulung bei Antragstellung
• aerobe Schlammstabilisierung bei Antragstellung
• Gasmengen weren genutzt8 Kraft-Wärmekopplung, Einspeisung, weitere kommunale 

Nutzung)

Voraussetzung : Nachweis der Notwendigkeit in einer Potentialstudie

Förderquote: max. 30 Prozent bzw. 40 Prozent für finanzschwache Kommunen; 
max. Zuwendung: 500.000 Euro, Bewilligungszeitraum: 48 Monate

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Umstellung auf anaerobe Klärschlammbehandlung

Kommunalrichtlinie - Unterscheidung

Vorklärung:
Neubau von Vorklärbecken

Infrastruktur der Klärschlamm-Faulung
Neubau von Faultürmen
Schlammtransportinfrastruktur (Schlammpumpen, Leitungen)
Gaspufferspeicher

FÖRIWWV
Alle Maßnahmen sind nach Maßgabe der Entgeltsbelastung förderfähig,
zusätzlich entgeltunabhängig Energiebonus 20% wenn Energieeinsparung > 20%

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Photovoltaik-Anlagen / Wasserkraft

Kommunalrichtlinie 
------

FÖRIWWV
• Stromerzeugung vollständig zum Eigenverbrauch
• Anlagengröße ausgerichtet am Eigenverbrauch (Jahresmittelwert)
• Keine Beanspruchung EEG-Vergütung
• 100% Verwendung am Ort des Anfalls in der Wasser-/Abwasserinfrastruktur
• keine Durchleitung durch öffentliche Netze
• auch Stromspeicher ausgelegt auf den Eigenverbrauch
• Personenidentität von Stromerzeuger und Letztverbraucher
• Zeitweiser Überschusstrom wird ohne EEG-Vergütung abgegeben

• Anlagenkapazitäten über den Eigenstrombedarf hinausgehend nicht förderfähig
• Räumliche Trennung zwischen Anlagen zur Eigenstromerzeugung und sonstigen PV-

Anlagen am Standort
• Keine Personenidentität zwischen Betreiber PV-Anlage zur Eigenstromerzeugung und 

Betreiber PV-Anlage zur Netzeinspeisung

Förderquote: Energiebonus 20%, wenn elektr. Eigenstromerzeugung > 20% gesteigert wird

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber



Trinkwasserversorgung

Kommunalrichtlinie 
Einzelkomponenten
Austausch bestehender Pumpen- bzw. Ventilatorsysteme, Nachrüstung von 
Motoren mit Frequenzumformern, Hydraulische Betriebsoptimierung, Installation 
von Mess-, Regel- und Steuertechnik, Betriebsoptimerung
− Trocken- wie Nassläufer-Pumpen müssen mindestens einen MEI von ≥ 0,7 
− Motor muss mindestens die Effizienzklasse IE4 
− Motor muss mindestens die Effizienzklasse IE3 aufweisen, wenn er drehzahlgeregelt ist
− Motor wird in die Steuerung der Leitwarte eingebunden
− Gesamtwirkungsgrad des Pumpen- bzw. Ventilatorsystems muss sich um mindestens 10 

Prozent erhöhen und darf im Ergebnis 70 Prozent nicht unterschreiten. 

Förderquote: max. 30 Prozent bzw. 40 Prozent für finanzschwache Kommunen; 
max. Zuwendung: 200.000 Euro, Bewilligungszeitraum: 24 Monate

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber

FÖRIWWV
Alle Maßnahmen sind nach Maßgabe der Entgeltsbelastung förderfähig,
zusätzlich entgeltunabhängig Energiebonus 20% wenn Energieeinsparung > 20%



Trinkwasserversorgung

Kommunalrichtlinie 
Systemische Optimierung
Steigerung der Energieeffizienz und durch Maßnahmen zur absoluten Reduzierung 
des Energieverbrauchs in der gesamten Kette der Trinkwasserversorgung
− Neu- und Umbaumaßnahmen (Wassergewinnung/-aufbereitung, Reinwasserverteilung, 

Wasserspeicherung)
− Betriebsoptimierung durch externes Personal
− Anschaffung/Austausch von Pumpen, Motoren, Ventilatoren, Frequenzumrichtern, Mess-

und Regeltechnik
Voraussetzung : Nachweis in einer Potentialstudie, dass Energieverbrauch pro m³ 
Trinkwasser um 20 Prozent reduziert werden kann

Förderquote: max. 30 Prozent bzw. 40 Prozent für finanzschwache Kommunen; 
max. Zuwendung: 200.000 Euro, Bewilligungszeitraum: 36 Monate

MUEEF, Referat 31a, Winfried Schreiber

FÖRIWWV
Alle Maßnahmen sind nach Maßgabe der Entgeltsbelastung förderfähig,
zusätzlich entgeltunabhängig Energiebonus 20% wenn Energieeinsparung > 20%



 

 
Gemeinde- und Städtebund 
Rheinland-Pfalz 
Verband kreisangehöriger 
Gemeinden und Städte e.V. 
Deutschhausplatz 1 
D-55116 Mainz 
Telefon (0 61 31) 23 98 -0 
Telefax (0 61 31) 23 98 139 
Internet http://www.gstb-rlp.de 
 

 

Beratungsvorlage FB 2019/0007 

Mainz, den 26.03.2019 

TOP 4 ‐ Umfrage TSM ‐ Ergebnisse 

 

 

Sachstand: 

Das Land Rheinland‐Pfalz hat mit der Deutschen Vereinigung  für Wasserwirtschaft, Abwasser und 

Abfall e.V. (DWA), Landesverband Hessen/Rheinland‐Pfalz/Saarland, dem DVGW ‐ Deutscher Verein 

des Gas‐ und Wasserfaches e. V.,  Landesgruppe Rheinland‐Pfalz,  sowie den kommunalen Spitzen‐

verbänden Gemeinde‐ und Städtebund Rheinland‐Pfalz und Städtetag Rheinland‐Pfalz im Jahr 2015 

eine Kooperationsvereinbarung zur Einführung eines Technischen Sicherheitsmanagements bei den 

Unternehmen der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in Rheinland‐Pfalz abgeschlossen. 

Trotz  vielfältiger  Aktivitäten  von  allen  Beteiligten  bleibt  die  Verbreitung  dieses  wichtigen  Instru‐

ments deutlich hinter den Erwartungen zurück. Weniger als 25 der mehr als 350 Werke der Wasser‐

versorgung und Abwasserbeseitigung haben eine TSM Überprüfung abgeschlossen.  

Das Land hat rund 300.000 EUR für ein Modellprojekt, für durchgeführte Teilnahmen und die rund 

80 durchgeführten TSM‐Checks investiert. 

Vor diesem Hintergrund wurde gemeinsam eine Umfrage durchgeführt, um nähere Informationen 

zum Stand bzw. zu den Gründen für oder gegen eine Teilnahme am TSM zu erhalten. Bis 26. März 

hatten daran 101 Unternehmen teilgenommen. Die Übersicht der Ergebnisse  ist als Anlage beige‐

fügt.  

Im Übrigen mündlicher Bericht 

 

Beschlussvorschlag: 

Beratung und Meinungsbildung 



 

.../ 2 
 

 

Anlage zu TOP 4 ‐ Umfrage TSM 

Zusammenfassende Übersicht der Ergebnisse der TSM‐Umfrage 

 

1. Teilnehmer 

54  Verbandsgemeindewerke - Eigenbetrieb (Wasser und/oder Abwasser) 

11  Stadt-/Gemeindewerke - Eigenbetrieb 

10  Anstalten öffentlichen Rechts (meist Abwasser) 

6  Stadt-/Gemeindewerke - GmbH  

6  Abwasserzweckverbände 

5  Wasserversorgungszweckverbände 

1  Privater Wasserversorger 

1  Privater Betriebsführer 

7  Anonym 

 

2.  Welche Sparten hat das Unternehmen? 

 

 

3.  Größenklasse 

 



- 2 - 

.../ 3 

 

4.  bereits TSM geprüft 

 

5. Vorteile / Mehrwerte / Kritikpunkte 

 

 

 



- 3 - 

.../ 4 

 

5. Teilnahme am TSM-Check 

 

 

6. TSM-Check ja - Unternehmen nun ausreichend vorbereitet auf TSM-Prüfung? 

 

 

7. Planung TSM-Prüfung in 2019/2020? 

 

 



- 4 - 

.../ 5 

 

8. Welche Vorbereitungen auf anstehende TSM-Prüfung? 

 

 

9. Gründe für Zurückhaltung 

 

 

10. Warum noch nicht bereit für TSM-Prüfung? 

 



- 5 - 

.../ 6 

 

 

Antworten aus dem Zusatzfeld 

- Der TSM-Vor-Check wurde begonnen. Ein Beratungsgespräch wurde geführt. Der Vorgang ist jedoch noch nicht abgeschlossen. 

- Technische Betriebsführung erfolgt von den Stadtwerken Kaiserslautern Versorgungs-AG für den Bereich Wasser und von der Stadtentwässe-
rung Kaiserslautern AöR für den Bereich Abwasser 

- Wir halten eine durchgeführte Gefährdungsbeurteilung inkl. Umsetzung und Aktualisierung aller Arbeitsplätze für ausreichend; hohe Kosten 
TSM bei geringem zusätzlichem Nutzen 

- Extrem hoher Investitionsbedarf nach einer Fusion 

- Handlungsbedarf wurde ermittelt 

- Fusion beider Einrichtungsträger mit anderen Verbandsgemeinden 

- derzeit andere Prioritäten 

- Check ist für 2019 beantragt, zuvor waren noch Dienst- u. Betriebsanweisungen fertigzustellen 

- Wir haben nur 4 Beschäftigte im Betriebspersonal 

- Wir werden 2019 die TSM Prüfung in der Sparte Strom beantragen und breiten Wasser für 2020 vor. 

- Zunächst wollten wir den Check durchführen lassen 

- Abstimmung mit Kooperationspartnern dauert noch an 

- Sind in der Vorbereitung das TSM anzugehen. 

- Wir seit 2003 EMAS und ISO 14001 zertifiziert und behandeln es aber als ein Integriertes Managementsystem (inkl. Arbeitssicherheit) 

- kein eigenes technisches Personal 

- fehlende zeitliche Ressourcen 

- Fusion mit den Nachbarwerken der ehem. VG Bad Münster am Stein-Ebernburg (VG BME) 

 

11. Bisherige Beschäftigung mit Managementsystemen 
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12. Grundsätzliches Interesse an TSM  

 

 

13. Unterstützung durch Fachverbände 
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14. Offenes Textfeld 
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Beratungsvorlage FB 2019/0008 

 

Mainz, den 26.03.2019 

TOP 5 - Löschwasserversorgung - aktueller OVG-Beschluss 

 

 

Sachstand: 

Das OVG Rheinland-Pfalz hat die Nichtzulassungsbeschwerde zum bekannten Urteil des VG 

Neustadt vom März 2018 in Sachen Einbezug der Löschwasserkosten in die Entgelte 

Wasserversorgung (4 K 9850/17.NW, vgl. Sitzungen Fachbeirat im April und August 2018) 

abgewiesen (6 A 10460/18.OVG, Anlage). Weder bestünden ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des 

angefochtenen Urteils noch besondere rechtliche oder tatsächliche Schwierigkeiten. Ebenfalls lägen 

die Voraussetzungen einer Grundsatzbedeutung der Sache nicht vor. Damit wird das Urteil des VG 

Neustadt rechtskräftig werden. 

Das VG Neustadt hatte entschieden, dass die Kosten für die Löschwasservorhaltung nicht in die 

Kalkulation der Wasserversorgungsgebühren hineingerechnet werden dürfen.  

Im Übrigen mündlicher Bericht. 

Angestrebt wird nun eine Änderung im LWG bzw. des KAG, um - nach dem Vorbild NRW - zu 

erreiche, dass die Kosten für eine nach den örtlichen Verhältnissen angemessene 

Löschwasserversorgung in Rahmen der Kalkulation der Entgelte Wasserversorgung ansatzfähig sind.  

 

Beschlussvorschlag: 

Der Fachbeirat wird um Meinungsbildung gebeten. 
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Beratungsvorlage FB 2019/0003 

 

Mainz, den 26.03.2019 

TOP 6 - Installateursverzeichnis gemäß AVBWasserV 

 

Sachstand: 

Nach § 12 Abs. 2 AVBWasserV bzw. § 23 Abs. 2 AWS (Satzungsmuster GStB) dürfen Arbeiten an der 

Kundenanlage (Errichtung, wesentliche Veränderungen) bekanntlich nur durch das 

Wasserversorgungsunternehmen selbst oder durch ein Installationsunternehmen durchgeführt 

werden, das in das Installateursverzeichnis eingetragen ist. Aus der Kommentierung zu § 12 Abs. 2 

AVBWasserV: 

 Mit der Eintragung in das Verzeichnis entsteht ein privatrechtliches Rechtsverhältnis zwischen 

Wasserversorgungsunternehmen und Installateursunternehmen. Das WVU übernimmt damit 

jedoch keinerlei Verantwortung für die Tätigkeit des eingetragenen Installateurs. 

 Die von den Verbänden (z.B. DVGW) erarbeiteten Richtlinien oder Merkblätter über die 

Eintragung sind "unverbindliche Empfehlungen", d.h. ein Wasserversorgungsunternehmen kann 

sich bei den Kriterien für die Aufnahme in das Verzeichnis bzw. bei der Festlegung der Rechte 

und Pflichten danach richten, ist dazu aber nicht gezwungen. 

 Die Eintragung in das Verzeichnis hat selbstverständlich diskriminierungsfrei zu erfolgen und die 

Eintragung darf nur aus sachlichen Gründen bzw. wegen Nichteinhaltung der "fachlichen 

Gebote" abgelehnt werden. 

Vgl. auch Dateianhang, Aufsatz aus Bayern. 

Die Umsetzung dieser Anforderungen erfolgt je nach Region, Landkreis oder Wasserwerk 

unterschiedlich. Teilweise sind - vor allem auf Kreisebene - Installateursausschüsse gebildet, in 

denen u.a. über die Aufnahme in dieses Verzeichnis beraten wird.  

Immer wieder gibt es - z.B. von Kammern oder Innungen - Kritik an einer unzureichenden 

Umsetzung dieser Anforderungen, aktuell vom FVSHK in Koblenz. 

Um sich hier einmal einen systematischen Überblick für Rheinland-Pfalz zu verschaffen, hat die 

Lenkungsgruppe eine entsprechende Umfrage durch die Geschäftsstelle vorgeschlagen (wird in der 

Sitzung vorgestellt / vorgelegt). 



- 2 - 

 

 

Zu diskutieren wäre weiterhin Frage, ob nicht die Vereinbarung landeseinheitlicher Kriterien bzw. 

sogar ein einheitliches landesweites Installateursverzeichnis (Datenbank, online verfügbar) sinnvoll 

und anzustreben wäre. 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Fachbeirat wird um Beratung und Meinungsbildung gebeten. 

Ggf. Ergänzung / Änderung der vorbereiteten Umfrage. 
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Beratungsvorlage FB 2019/0004 

 

Mainz, den 26.03.2019 

TOP 7 - § 2b UStG - Tax Compliance Management 

 

Sachstand: 

Nach Ablauf der Übergangsfrist kommt spätestens ab Veranlagungsjahr 2021 der neue § 2b UStG 

zur Anwendung. Beim GStB ist eine Arbeitsgruppe mit drei Unterarbeitsgruppen (Fallsammlung, 

Interkommunale Kooperation, Verwaltungsprozesse) eingerichtet, die Empfehlungen für die 

Umsetzung dieser Neuregelung erarbeitet (Vgl. separate Anlage).  

Eine dieser Empfehlungen soll sein, zur Umsetzung der neuen umsatzsteuerlichen Anforderungen 

ein sog. Tax-Compliance-Managementsystem (TCMS) einzuführen. Es handelt sich dabei um ein 

innerbetriebliches Kontrollsystem, bestehend aus verschiedenen organisatorischen Elementen - 

angefangen von der Schaffung eines Leitbilds und einer "Kultur der Steuerehrlichkeit" bis hin zu 

beispielsweise einer Risiko-Kontroll-Matrix zur Bewertung steuerlicher Risiken (vgl. separate 

Anlage). 

Es bietet sich an, ein solches Instrument nicht nur für die Umsatzsteuer, sondern gleichermaßen für 

alle übrigen Steuerarten einzusetzen, wie insbesondere Körperschaftssteuer, Lohn‐/ 

Einkommensteuer (einschl. geldwerte Vorteile, Dienstwagennutzung usw.), Kapitalertragssteuer 

und Energie‐/Stromsteuer. 

Das TCMS dient nicht zuletzt auch der rechtlichen Absicherung: Nach § 153 AO schützt ein solches 

innerbetriebliches Kontrollsystem zumindest als Indiz vor dem Vorwurf der Leichtfertigkeit oder des 

Vorsatzes der Steuerverkürzung bzw. -hinterziehung. 

In der AG Verwaltungsprozesse wurde die Frage diskutiert, ob und inwieweit ein solches TCMS für 

die allgemeine Verwaltung auch die Eigenbetriebe mit abdecken bzw. erfassen soll. Sowohl diese 

AG als auch die Lenkungsgruppe Fachbeirat plädieren dafür, die auch die Eigenbetriebe mit 

einzuschließen. Nicht umfasst sind dagegen die rechtlich selbständigen kommunalen Unternehmen 

(GmbH, AöR); diese brauchen ggf. jeweils eigenständige TCMS.  

 

Beschlussvorschlag: 

Der Fachbeirat Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen spricht sich dafür aus, dass bei der 

Einführung eines Tax Compliance Management Systems TCMS in der allgemeinen Verwaltung aus 
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Anlass der Neuregelung des § 2b UStG auch der/die Eigenbetrieb/e darin mit einbezogen werden 

bzw. für die Eigenbetriebe parallel ein darauf / damit abgestimmtes TCMS auch beim/bei den 

Eigenbetrieb/en eingeführt wird. 

 



 

GStB‐Niederschrift  
 
 
Mainz, den 14.01.2019 
Az.: 070‐04 TR/nm 
 
 
 
 
Niederschrift zur Sitzung der UAG „Verwaltungsprozesse“ der Arbeitsgruppe UStG § 2b am 
05.12.2018 
 
Beginn: 13.30 Uhr   Ende: 16:00 Uhr 
 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer:  

 

Bappert, Thomas  Nieder Olm 

Bretscher, Christopher  Landstuhl 

Guckenbiehl, Alois  OSK 

Halfmann, Ute  Lauterecken‐Wolfstein 

Hering, Hans‐Werner  Rennerod 

Kellen, Karl‐Heinz  Arzfeld 

Kemper, Patrick  Asbach 

Koch, Oliver  Wörrstadt 

Kupper, Christina  Hagenbach 

Metz, Ulrike  Haßloch 

Ott, Manuela  Kirchheimbolanden 

Drubel, Martina  Pellenz 

Rees, Nicole  Wittlich 

Rünz, Andrea  Weißenthurm 

Wächter, Leo  Bernkastel‐Kues 

Breitenbach, Dr. Harald  Mittelrheinische Treuhand GmbH 

Engelter, Michael   Dr. Burret GmbH 

Rätz, Thomas   GStB‐Geschäftsstelle (Obmann) 

 
Tagesordnung:  

1. Einführung 

2. Grundelemente eines TCMS  

3. Termin nächste Sitzung 

 
Tischvorlagen (digital als Anlagen): 

  Präsentation der heutigen Sitzung 

  Beispiel für "Fahrplan" (Quelle: DST) 

  Beispiel für "Zielkatalog" (Quelle: MT bzw. DST) 

 



 

1. Einführung 

Erstes Ziel der Sitzung ist die Festlegung eines Arbeitsprogramms für die AG. 

Der Vorschlag, dieses an den Grundelementen eines Tax Compliance Management Systems zu 

orientieren, wird beraten und im Ergebnis angenommen. 

Ein besonderes Augenmerk soll auf das Verhältnis bzw. der Zusammenarbeit zwischen Ortsge‐

meinden (= Steuerschuldner) zur VG‐Verwaltung (= Verwaltung der Steuersachen) gelegt wer‐

den. 

 

2. Grundelemente eines TCMS 

Anhand der Präsentation bzw. Tischvorlagen werden die einzelnen Grundelemente aufgerufen 

und diskutiert. Daraus ist insgesamt festzuhalten: 

zu Grundelement 1 ‐ "Kultur" 

  Die Bewusstseinsbildung ("Compliance‐Kultur") und Sensibilisierung aller Beteiligter ist 

Grundvoraussetzung für eine reibungslose Abwicklung der Steuerfragen.  

  Als besondere Herausforderung wird die Einbindung der Ortsbürgermeister in die Compli‐

ance‐Kultur gesehen. Dabei komme es vorrangig darauf an, die Ortsbürgermeister dahin zu 

sensibilisieren, dass diese die VGV auch über alle umsatzsteuerrelevanten Vorgänge, ins‐

besondere die mit Dritten abgeschlossenen Verträge, in Kenntnis setzt. Was die Verwal‐

tung nicht kennt, kann sie auch nicht beachten. 

  Dazu wird die Empfehlung vereinbart, eine entsprechende Beschlusslage herbeiführen, die 

insbesondere den Willen der OG bekräftigt, aktiv mitzuwirken; hier sollen entsprechende 

Arbeitshilfen erstellt werden. Die anstehende Kommunalwahl ist insoweit als Chance zu 

sehen, die neugewählten Räte bzw. Ortsbürgermeister zu sensibilisieren. 

zu "Ziele"  

Drei strategische Ziele werden als maßgeblich angesehen: 

1.   Vermeidung von finanziellen Schäden bzw. unerwarteten Haushaltsbelastungen durch 

Nachzahlungen oder gar Strafzahlungen; 

2.   Vermeidung Schäden an Reputation und Image; 

3.   Potentiale und Chancen einer aktiven Steuergestaltung nutzen; 

Auf dieser Basis soll in der AG ein Vorschlag für einen konkreten Zielkatalog erarbeitet werden; 

als maßgebliches Ziel ist dabei auch die Einbindung der Ortsgemeinden zu setzen. 

zu Risiken bzw. Risikomatrix: 

  Als Hauptrisiken werden benannt:   

  Infos kommen nicht an die richtige Stelle in der Verwaltung, sei es von den Ortsge‐

meinden, sei es von anderen Stellen im eigenen Haus. ‐> Vertragsmanagement 

  Personal: sowohl im Hinblick auf Kapazitäten wie auch auf das know‐how 

  Daneben sind die Chancen nicht zu verkennen im Hinblick auf die Vorsteuer. 



 

  Es wird vereinbart, in der AG eine Risiko‐Matrix zu erarbeiten, die die typischen Risiken, 

die alle betreffen, beinhalten sowie Ergänzungsoptionen hat für individuelle Risiken im Ein‐

zelfall je nach Bedarf (mit entsprechenden Beispielen). 

zu Kommunikation: 

  Ist Daueraufgabe, d.h. nicht nur in der Einführungs‐ bzw. Umstellungsphase, sondern stetig 

fortlaufend; beginnend mit der Bewusstseinsbildung (Kultur / Leitbild) 

zu Fahrplan: 

  Die AG wird ein entsprechendes Muster erarbeiten  

 

Zusammenfassend werden für das Arbeitsprogramm der AG folgende Aufgaben vereinbart: 

  Erarbeitung von Beschlussvorlagen für die (Orts)Gemeinderäte mit dem Ziel der Sensibili‐

sierung, Bewusstseinsbildung und Willensbekundung; 

  Erarbeitung von Eckpunkten für ein Vertragsmanagement im Sinne eines "Pflichtenheft"; 

  Erarbeitung eines Musters für einen Zielkatalog; 

  Erarbeitung einer (typischen) Risikomatrix mit Bewertung und (Gegen)Maßnahmen und 

Erfolgskontrolle; Erweiterungsoptionen und Beispiele für weitere individuelle Risiken; 

  Erarbeitung eines Musterfahrplans mit Checkliste. 

 

3. Termin nächste Sitzung 

Vereinbart wird Montag, 21. Januar 2019, Beginn 10.00 Uhr, ganztägig bis ca. 15.00 h. 

Die Geschäftsstelle wird für einen Mittagsimbiss sorgen. 

Dort soll die Fa. OSK zusammen mit der VGV Landstuhl das Vertragsmanagement "VERNA" prä‐

sentieren.  

 

 

gez. Dr. Rätz 

Januar 2019 
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Grundelemente eines Tax Compliance Management 
Systems

Prozessrichtung

Überwachung und Verbesserung

Kommunikation

Organisation

Programm

Risiken

Ziele

Kultur

Nach IDW Praxishinweis 1/2016 Ausgestaltung und Prüfung eines Tax Compliance 
Management Systems gemäß IDW PS 980
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Maßnahmen zur Einführung eines Tax Compliance 
Management Systems

Beispiele Zielkatalog

• Operationalisierte ZieleStrategisches Ziel

• Steuernachzahlungen vermeiden
• Kämmerei über neue Haushaltsrisiken informieren
• Vermeidung von (Strafzahlungs‐)Zuschlägen 
• Steuererstattungsansprüchen geltend machen

Außerplanmäßigen 
Haushaltsbelastungen 

vermeiden

• Steuererklärung pünktlich einreichen
• Qualifiziertes Personal in ausreichender Menge
• Vermeidung von Fehlern bei der Steuererklärung

Öffentlichkeitsbild der 
Stadt erhalten oder 

verbessern
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Maßnahmen zur Einführung eines Tax Compliance 
Management Systems

Entscheidung für 
Einführung eines Tax

Compliance 
Management Systems

Kultur in Leitbild 
übernehmen und 

forcieren

Ziele festlegen und 
operationalisieren

Risiken analysieren

Präventive und 
Detektive 

Maßnahmen 
entwickeln

Verantwortlichkeiten 
und Zuständigkeiten 

zuordnen

Tax Compliance 
Management System 
Beauftragte ernennen

Organisationsplan des 
Steuerfachdienstes

Kommunikations‐
Instrumente festlegen

Kontrollieren des 
Systems und Problem‐

identifikation

Ausbessern von 
Problem‐ und 
Schwachstellen

Dokumentation in Tax
Compliance Richtlinien 
und Dokumentation 
der Veränderungen 
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Beratungsvorlage FB 2019/0005 

 

Mainz, den 26.03.2019 

TOP 8 - Informationspunkte 

 

1.  Verantwortliche Elektrofachkraft 

In der letzten Sitzung war unter TOP Verschiedenes die Frage nach der notwendigen 

Qualifikation für die Verantwortliche Elektrofachkraft gestellt. Die Rücksprache bei der 

Unfallkasse Rheinland-Pfalz hat ergeben, dass zu unterscheiden ist zwischen verbindlichen 

Vorgaben und den diese ergänzenden Hilfestellungen, Erläuterungen und Tipps für die 

Umsetzung in der betrieblichen Praxis: 

 Verbindliche Vorgaben sind im Rahmen der gesetzlichen Unfallversicherung alleine die im 

Rahmen der gesetzlichen Anforderungen geltenden Normen, das sind die der UV-Träger 

(hier: DGUV Vorschriften = UVV-Vorschriften) bzw. die auf Basis der 

Betriebssicherheitsverordnung geltenden Regelwerke (TRBS).  

 Der Begriff "Verantwortliche Elektrofachkraft" kommt dagegen aus der DIN VDE 1000-10, 

die in der Tat den Meister als Mindestqualifikation nennt. Dabei handelt es sich aber (nur) 

um einen Branchenstandard, der zunächst einmal auch nur die Brancheninteressen 

abbildet (DIN und VDE sind private Vereine mit eigenen Interessen); diese sind aber im 

Hinblick auf die o.g. gesetzlichen Anforderungen nicht "aus sich heraus" verbindlich, 

sondern erst dadurch, dass sie beispielsweise in den vorgenannten Normen zitiert werden.  

 In den DGUV-Vorschriften bzw. in den TRBS wird zwar - weil sinnvoll - immer wieder auf 

VDE-Regeln verwiesen, auf die VDE 1000-10 aber gerade nicht.  

Außerdem steht in der DIN VDE 1000-10 unter Abschnitt 5.3. folgendes: „Für andere 

Ausbildungsgänge ist die hierfür notwendige Qualifikation gesondert nachzuweisen“. 

Danach ist also auch ein abweichender Bildungsabschluss möglich - verbunden mit einer 

besonderen Pflicht des Arbeitgebers, eine sorgfältige und im Ergebnis gleichwertige 

Personalauswahl getroffen zu haben. Das könnte beispielsweise durch entsprechende 

Fortbildungen untermauert werden. 

 Maßgeblich ist danach vor allem die DGUV-Vorschrift 1 - Grundsätze der Prävention, § 7, § 

13; direkter Link); dort gibt es aber keine konkreten Qualifikationsanforderungen, sondern 

es gilt der allgemeine Anforderung: "Der Unternehmer kann zuverlässige und fachkundige 

https://www.dguv.de/de/praevention/vorschriften_regeln/dguv-vorschrift_1/index.jsp
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Personen schriftlich damit beauftragen, ihm nach Unfallverhütungsvorschriften obliegende 

Aufgaben in eigener Verantwortung wahrzunehmen." (wortgleich mit § 13 Abs. 2 

ArbSchG). 

 Lediglich eine DGUV-Information (nämlich 203-002 - Elektrofachkräfte) verweist tatsächlich 

auf die VDE 1000-10. Bei den DGUV-Informationen handelt es sich aber nicht um 

Vorschriften oder Normen, sondern um "Hilfestellungen, Erläuterungen und Tipps zu einem 

speziellen Thema für die Umsetzung … in der betrieblichen Praxis   

(Quelle: https://www.dguv.de/fb-etem/publikationen/index.jsp). 

2. Schiffsanlegestellen und Umschlagplätze - Überwachungspflichten Abwasser 

Hinweis auf das Landesgesetz über die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen der 

Binnen- und Seeschifffahrt sowie zur Änderung des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes und 

weiterer abfallrechtlicher Vorschriften vom 19. Dezember 2018, GVBl. S. 469. Nach § 1 Abs. 3 

und 5 Rhein/BinSchAbfÜbkAG haben die Betreiber Annahmestellen für das Abwasser von 

Fahrgastschiffen bzw. Waschwasser von Frachtschiffen zu erreichen und zu betreiben. Die 

Einleitung erfolgt regelmäßig als Indirekteinleitung in das öffentliche Abwassernetz; dies gilt 

schon seit längerem. Neu ist die Regelung des § 3 Abs. 4 des neuen 

Landesausführungsgesetzes zu diesem Binnen-Schifffahrt-Abfallübereinkommen, wonach den 

Trägern der Abwasserbeseitigung nach § 57 LWG die Überwachung dieser Annahmestellen 

obliegt. 

3. Runder Tisch Wasserwirtschaft 

Themen / Ergebnisse des jährlichen Turnusgesprächs am 12. März: 

 Thema für die Fachtagung Emmelshausen am 26.09.2019: P-Elimination 

 BIM - weiterhin Suche nach Pilotprojekten 

 Sicherung der Infrastruktur Wasserwirtschaft - Gemeinsame Kampagne, um Ressourcen 

(Finanzen, Personal) für die notwendigen Reinvestitionen sicherzustellen; Sensibilisierung. 

 Förderung über Kommunalrichtlinie 

 Stakeholder-Dialog Spurenstoffstrategie des Bundes; Übersicht siehe hier:   

www.dialog-spurenstoffstrategie.de 

Vorrang: Ansatz "an der Quelle" / Hersteller-/Anwenderverantwortung; end-of-pipe 

(4. Reinigungsstufe) nur nachrangig und nur bei Erforderlichkeit je nach Gewässerbelastung);  

 Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie SGD-Nord (direkter Link zum Leitfaden) 

 Nachwuchsförderung 

4. Vorhaben DWA M 320 - Aufruf der DWA zur Mitarbeit 

Interesse an der Mitarbeit in dieser AG hat WL Hajo Neumes. 

5. Wasserwerksnachbarschaften 

a) Der DVGW hat in der Sache um ein Gespräch gebeten. Dem wollen wir nachkommen. 

b)  Planung Obleutetag für Juni 2019; unverändert sind jedoch weiterhin rund die Hälfte der 

Wasserwerksnachbarschaften ohne Obmann/Obfrau. 

https://www.dguv.de/fb-etem/publikationen/index.jsp
http://www.dialog-spurenstoffstrategie.de/
https://sgdnord.rlp.de/fileadmin/sgdnord/Wasser/WRRL/SGDN_-_ohne_Wasserzeichen_Leitfaden_Fachbeitrag_WRRL-end_-.pdf
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6. Stromsteuer Klärgas 

Die Geschäftsstelle hat die zuständige Abteilung bei der Generalzolldirektion mit Sitz in 

Neustadt/W angeschrieben mit der Bitte um einen Gesprächstermin in dieser Sache. Antwort 

steht noch aus. Ziel ist es, vor allem zwei Punkte zu thematisieren bzw. zu klären: 

 Pragmatische Handhabung der Aufteilung der Klärgaserzeugung auf die unterschiedlichen 

Verwendungen (Stichwort: plausibilisierte Schätzung); 

 Abweichende jährliche Steueranmeldung nach § 39 Abs. 2 EnergieStG (statt monatlich) 

angesichts der teils sehr geringen Steuerbeträge 

Soweit es weitere Punkte von allgemeiner Bedeutung geben sollte, bitte der Geschäftsstelle 

mitteilen. 

 

7. Recyclingbaustoffe - Bündnis Kreislaufwirtschaft auf dem Bau  

Der GStB ist in diesem Bündnis vertreten. In den Sitzungen wird immer wieder thematisiert, 

welche Hemmnisse einem verstärkten Einsatz von RC-Baustoffen entgegenstehen und wie 

man die ggf. beseitigen kann. Dort werden u.a. auch die Werke adressiert. Für entsprechende 

Hinweise sind wir dankbar. (Direkter Link zum Bündnis Kreislaufwirtschaft). 

 

8. Grundstücksentwässerung und Fremdwasser 

In diesem Zusammenhang wird immer wieder die Frage auf, wie in der Praxis die Untersagung 

der Einleitung von Fremd- oder Drainagewasser über die privaten Hausanschlussleitungen 

notfalls gegen den Willen des Grundstückseigentümers durchgesetzt werden kann. Es geht 

konkret um die Durchführung des Ordnungswidrigkeitsverfahrens, den Einsatz der bekannten 

Mittel des Verwaltungszwangs bis hin zur Ersatzvornahme und die Frage, welche Behörden / 

Stellen dafür zuständig konkret sind, insbesondere, welche Rolle der unteren Bauaufsicht 

zukommt. Diese Frage soll in den diesjährigen Werkleiterseminaren behandelt werden. 

 

 

https://lfu.rlp.de/de/bodenschutz-abfallwirtschaft/abfallwirtschaft-stoffstrommanagement/stoffstrommanagement/stoffstrommanagement-in-der-bauwirtschaft/buendnis-kreislaufwirtschaft-auf-dem-bau/



